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Executive Summary

Standort, Standort, Standort: Deutschland wieder wettbewerbsfähig machen

Die Automobilindustrie ist die Schlüsselbranche in Deutschland und leistet mit rund 770.000 
direkt Beschäftigten und einem Gesamtumsatz von 542 Mrd. Euro im Jahr einen essenziel-
len Beitrag für Wachstum, Wohlstand und Beschäftigung. Um auch unter schwierigsten kon-
junkturellen Umständen und in einer Zeit multipler internationaler Krisen und Risiken weiter 
am Standort Deutschland erfolgreich sein zu können, brauchen die Unternehmen gerade im 
steuerlichen Bereich die bestmöglichen Rahmenbedingungen. Die Steuerpolitik hat jedoch in 
den letzten Jahren die Standortfaktoren sträflich vernachlässigt: Deutschland liegt im interna-
tionalen Vergleich nicht in Sachen Wettbewerbsfähigkeit an der Spitze, sondern bei Steuerbe-
lastung, Steuerbürokratie und steuerlichen Hürden für Investitionen & Innovationen.

Deutschlands ernste wirtschaftliche Lage ist nicht allein konjunkturell bedingt, sondern Aus-
druck einer beispiellosen strukturellen Krise. Das Bruttoinlandsprodukt in Deutschland ist das 
zweite Jahr in Folge geschrumpft, der Ausblick zeigt keine Besserung und das Investitionskli-
ma befindet sich aufgrund schlechter Standortbedingungen auf einem Tiefstand. Ohne einen 
steuerpolitischen Richtungswechsel wird Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit weiter erodie-
ren – mit gravierenden wirtschaftlichen und sozialen Folgen. In der Automobilindustrie sind in 
Deutschland seit dem Jahr 2019 mehr als 50.000 Arbeitsplätze verlorengegangen. Die Sach-
investitionen stagnieren im Inland bei rund 15 Mrd. Euro und befinden sich damit unter dem 
Niveau des Jahres 2016. Unter Berücksichtigung der Inflation sind die Sachinvestitionen real 
sogar um ein Drittel zurückgegangen.  

Die Standortschwäche ist keine Schwäche der deutschen Automobilindustrie. Im Gegenteil: 
Hersteller und Zulieferer stellen sich den Herausforderungen und investieren von 2025 
bis 2029 weltweit 320 Mrd. Euro in Forschung und Entwicklung sowie 220 Mrd. Euro in 
Sachinvestitionen, insbesondere in die Werke. Alarmierend ist jedoch, dass inzwischen über 
die Hälfte dieser Investitionen auf Engagements der deutschen Unternehmen im Ausland 
zurückzuführen ist. Um den Abfluss von Investitionskapital zu stoppen und wieder Wachstum 
in Deutschland zu ermöglichen, muss die Steuerbelastung von Unternehmen schrittweise auf 
ein international konkurrenzfähiges Niveau von maximal 25 Prozent gesenkt werden. 
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Darüber hinaus sind zur durchgreifenden Stärkung der steuerlichen Standortfaktoren weitere 
strukturelle Reformen und eine verstärkte steuerliche Unterstützung der E-Mobilität und 
klimaneutraler Antriebe dringend geboten: 

I.  Stärkung der internationalen steuerlichen Wettbewerbsfähigkeit

•  Entschlackung des Außensteuerrechts insbesondere durch Abschaffung der 
   Hinzurechnungsbesteuerung

•  Dauerhafte Gewährung von Vereinfachungen zur Umsetzung der globalen Mindeststeuer 

•  Verbesserung der Anrechenbarkeit ausländischer Quellensteuern

•  Erleichterung insbesondere von internationalen Umstrukturierungen

•  Vereinfachung der deutschen Gruppenbesteuerung

•  Rückkehr zur vollständigen Steuerbefreiung von Inlands- und Auslandsbeteiligungen

II.   Entfesselung von Investitionen und Innovationen am Standort  
    Deutschland

•  Stärkung des Investitions- und Innovationsklimas durch bessere Abschreibungs-  
   bedingungen, Ausbau der Forschungszulage und breit angelegter Investitionsprämie

•  Flexibilisierung der steuerlichen Verlustverrechnung 

•  Abbau von Steuerbürokratie und Beschleunigung von (Betriebsprüfungs-)Verfahren

   • Absage an Steuererhöhungen zur Sicherung von Wachstum, Arbeitsplätzen 
   und Investitionen 

III.  Unterstützung der E-Mobilität und klimaneutraler Antriebe

•  Verbesserungen bei der Besteuerung von elektrischen Firmenwagen

•  Verlängerung der Kfz-Steuerbefreiung für reine Elektrofahrzeuge

•  Stromsteuersenkung insbesondere zur Reduzierung der Ladestrompreise

•  Abbau von stromsteuerrechtlichen Hürden im Zusammenhang mit der Elektromobilität 

•  Entlastung von erneuerbaren Kraftstoffen wie z.B. Wasserstoff bei der Energiesteuer

Der im Koalitionsvertrag vorgesehene Einstieg in eine Unternehmenssteuerreform ist ein wich-
tiges Signal, bleibt jedoch mit dem Beginn erst ab dem Jahr 2028 und einem Entlastungsvolu-
men von jeweils nur einem Prozentpunkt über fünf Jahre hinter den dringenden Erfordernissen 
für eine unmittelbare Stärkung der steuerlichen Standortfaktoren zurück. Auch die unveränder-
te Beibehaltung des Solidaritätszuschlags und die fehlende Adressierung des weitergehenden 
strukturellen Reformbedarfs in der Unternehmensbesteuerung ist ernüchternd. Hier gilt es 
substanziell nachzubessern. 

Um Investitionen in Deutschland zu unterstützen, ist der sog. Investitions-Booster, der eine 
degressive Abschreibung auf Ausrüstungsinvestitionen von 30 Prozent in den Jahren 2025-
2027 vorsieht, ein hilfreiches Instrument, das entsprechende Investitionsanreize setzen kann. 
Positiv ist auch, dass weitreichenden Steuererhöhungsplänen – mit Ausnahme der Einführung 
einer europäischen Finanztransaktionssteuer – eine Absage erteilt wurde. 
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Alle Maßnahmen des Koalitionsvertrages stehen unter Finanzierungsvorbehalt. Dies darf 
nicht dazu führen, dass Entlastungsmaßnahmen verzögert werden. Entscheidend ist, dass die 
geplanten Entlastungen sowohl bei Kapital- als auch Personengesellschaften ankommen.

Mit dem Entwurf für ein steuerliches Investitionssofortprogramm hat die Bundesregierung 
erste wichtige Maßnahmen zur Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen auf den 
Weg gebracht. Jetzt gilt es, das Gesetzespaket zügig im Bundestag und im Bundesrat zu 
verabschieden, damit die Impulse in der Wirtschaft auch ankommen. Darüber hinaus sind 
weitergehende strukturelle Reformen im Bereich der Unternehmensbesteuerung dringend 
geboten, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland substanziell 
zu stärken. 

Steuerpolitik ist Standortpolitik: Deutschland endlich 
wettbewerbsfähig machen 

Die Automobilindustrie ist die Schlüsselbranche in Deutschland und leistet mit rund 770.000 
direkt Beschäftigten, einem Gesamtumsatz von 542 Mrd. Euro (2024) und weltweiten 
F+E-Aufwendungen in den Jahren 2025 - 2029 von 320 Mrd. Euro einen essenziellen 
Beitrag für nachhaltiges Wachstum, Wohlstand und Beschäftigung. Um auch unter 
schwierigsten konjunkturellen Umständen und in einer Zeit multipler internationaler Krisen, 
Risiken und Spannungen weiter am Standort Deutschland erfolgreich sein zu können, 
brauchen die Hersteller und Zulieferer gerade im steuerlichen Bereich die bestmöglichen 
Rahmenbedingungen. Andere Staaten wie etwa Frankreich oder Belgien haben die 
Steuerbelastung auf 25 Prozent reduziert, Steuerbürokratie abgebaut und mehr Investitions- 
und Innovationsanreize geschaffen. Die Steuerpolitik in Deutschland ist nach Jahren des 
Reformstillstands dieser Aufgabe nicht annähernd gerecht geworden. Im Jahr 2025, in 
dem die Industrie in Deutschland und Europa in einem beispiellosen Maß gefordert ist und 
die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts die alles entscheidende Zukunftsfrage ist, muss 
Steuerpolitik endlich als Standortpolitik verstanden und Reformen umgesetzt werden. 

Neben Steuerentlastungen und Strukturreformen ist ein neuer Mindset des Miteinanders in 
der Steuerpolitik und -verwaltung geboten: Anstelle von pauschaler Missbrauchsvermutung – 
wie symptomatisch bei den äußerst restriktiven Regelungen im deutschen Außensteuerrecht 
(u.a. Hinzurechnungsbesteuerung, Betriebsausgabenabzug bei Besteuerungsinkongruenzen) 
– nicht mehr handhabbarer Komplexität und umfassender, teils redundanter Kontrollen 
muss das Vertrauen in die Unternehmen und deren hohe Leistungsfähigkeit etwa im 
Bereich der innerbetrieblichen Tax Compliance gestärkt werden. Ein kooperativer Ansatz 
von Politik und Finanzverwaltung und die Nutzung der Expertise in den Unternehmen kann 
entscheidend dazu beitragen, teure und unnötige bürokratische Hemmnisse abzubauen, 
Verfahren zu beschleunigen und Vereinfachungen im Steuerrecht umzusetzen, ohne dass 
Steuersubstrat tangiert wird. Durch die konsequente Bildung von Prüfungsschwerpunkten, 
den Verzicht auf Einzelbelegprüfungen sowie eine umfassende Digitalisierung kann so eine 
effiziente, prozessuale Prüfung erreicht werden. Dies ist nicht zuletzt aus Gründen des sich 
weiter verschärfenden Fachkräftemangels nicht nur in den Unternehmen, sondern auch in der 
Finanzverwaltung das Gebot der Stunde.
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Deutschlands ernste wirtschaftliche Lage ist nicht allein konjunkturell bedingt, sondern 
Ausdruck einer strukturellen Krise, deutlich schärfer als vor zwei Jahrzehnten vor der 
Agenda 2010. Hinzu kommt das angespannte internationale Umfeld. Ohne eine rasche 
Stärkung des Standorts wird Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit weiter erodieren, mit 
gravierenden Folgen für Arbeitsplätze, Wohlstand, Wachstum sowie gesellschaftlichem 
Zusammenhalt hierzulande. Das Bruttoinlandsprodukt in Deutschland ist das zweite Jahr in 
Folge geschrumpft, der Ausblick zeigt keine Besserung und das Investitionsklima befindet sich 
aufgrund schlechter Standortbedingungen auf einem Tiefstand.

Die exportorientierte Automobilindustrie ist zusätzlich mit einem verschärften internationalen 
Wettbewerb, sich ausweitenden globalen Handelskonflikten und weiter zunehmenden 
Herausforderungen durch die Transformation zur digitalen und klimaneutralen Mobilität 
konfrontiert. Die Unternehmen ergreifen daher außerordentliche Maßnahmen, um 
konkurrenzfähig zu bleiben: Sie müssen die Investitionen in Forschung und Entwicklung 
(F&E) intensivieren, Werke umrüsten und neue Wertschöpfungsbereiche (z.B. Batterie- und 
Brennstoffzellen, Halbleiter, Software für datenbasierte Geschäftsmodelle) aufbauen und ins 
automobile Produktionssystem integrieren – um nur einige der strategischen Zukunftsfelder zu 
nennen. Die Unternehmen der Automobilindustrie stellen sich in sehr kurzer Frist umfassend 
neu auf und sind hierfür dringend auf wettbewerbsfähige Standortfaktoren angewiesen.

Deutschland liegt jedoch im internationalen Vergleich nicht in Sachen Wettbewerbsfähigkeit 
an der Spitze, sondern bei der Höhe der Steuerbelastung und den bürokratischen Hürden 
und Hemmnissen. Der durchschnittliche nominale Steuersatz für Kapitalgesellschaften liegt 
mit rund 30 Prozent deutlich über dem EU-Durchschnitt von 21,1 Prozent (Stand 2023).1 
Einschließlich der Besteuerung auf Anteilseignerebene wird in Deutschland häufig eine 
Gesamtbelastung der unternehmerischen Tätigkeit von fast 50 Prozent erreicht.2 Doch über 
die Höhe der Steuersätze oder die erhebliche Breite der Bemessungsgrundlage hinaus 
sind auch der Compliance-Aufwand und die sonstigen administrativen Belastungen in 
Deutschland überbordend und unverhältnismäßig. Hier ist inzwischen ein Niveau erreicht, 
das die Belastungsgrenze der Unternehmen – auch angesichts knapper Ressourcen – bei 
weitem überschreitet. Diese Schieflage muss umgehend korrigiert werden, zumal sich der 
internationale Steuerwettbewerb durch den Rückzug der USA aus dem Abkommen zur 
globalen Mindestbesteuerung weiter intensivieren wird. 

Die Steuerpolitik ist in dieser Legislaturperiode mehr denn je gefordert, die Standortquali-
tät für die Unternehmen in Deutschland zeitnah substanziell zu verbessern und strukturelle            
Vereinfachungen und Entlastungen insbesondere im Bereich der Unternehmensbesteuerung 
umzusetzen. Um künftig im Wettbewerb um mehr Investitionskapital zu bestehen und wie-
der Wachstum in Deutschland zu ermöglichen, muss die Steuerbelastung von Unterneh-
men im Rahmen eines stringenten Gesamtkonzepts auf ein international konkurrenzfähiges 
Niveau von maximal 25 Prozent gesenkt werden – verbindlich, verlässlich und planbar. 
Angesichts der angespannten Lage der öffentlichen Haushalte sind in der Steuerpolitik die 
Maßnahmen klar zu priorisieren, die die Wachstumskräfte und die wirtschaftliche Dynamik in 
Deutschland stärken. Denn eine international wettbewerbsfähige Steuerbelastung ist nicht 
nur die unverzichtbare Grundlage für den Erfolg der Unternehmen in Deutschland, sondern 
damit auch eine der Grundvoraussetzungen für stabile Staatsfinanzen. 

1   Vgl. Bundesministerium der Finanzen (BMF), Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich 2023; Ausgabe 2024, S. 12.
2   Vgl. ebd., S. 17.
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Vor diesem Hintergrund ist es insbesondere notwendig 

•  den Solidaritätszuschlag vollständig abzuschaffen, 

•  die Gewerbesteuer u.a. durch einen Verzicht auf die Hinzurechnungen zu entschlacken, 

den Mittelstand sowie Personenunternehmen zu entlasten, ihre Liquidität zu stärken  
und dabei insbesondere die Besteuerung einbehaltener und reinvestierter Gewinne 
zu verbessern. 
 
Der im Koalitionsvertrag verankerte Einstieg in eine Unternehmenssteuerreform ist grundsätz-
lich zu begrüßen, die Ausgestaltung trägt jedoch nicht dem akuten und sehr umfangreichen 
Handlungs- und Entlastungsbedarf ausreichend Rechnung. Insbesondere der wenig ambi-
tionierte Zeitplan einer Körperschaftsteuersenkung in fünf Schritten ab dem Jahr 2028 und 
das geringe Entlastungsvolumen um jeweils einen Prozentpunkt pro Jahr bleiben hinter den         
Erfordernissen für eine unmittelbare Stärkung der steuerlichen Standortfaktoren zurück. 

Um eine rechtsformneutrale Besteuerung zu ermöglichen, ist im Koalitionsvertrag vorgesehen, 
insbesondere das Optionsmodell nach § 1a KStG und die Thesaurierungsbegünstigung nach  
§ 34a EStG wesentlich zu verbessern. Diese Verbesserungen bei der Besteuerung von Per-
sonenunternehmen sind notwendig und müssen zeitnah umgesetzt werden, um insbesondere 
den Mittelstand und Personengesellschaften zu unterstützen.

Enttäuschend ist die unveränderte Beibehaltung des Solidaritätszuschlags. Dies ist ein herber 
Rückschlag und stellt auch im internationalen Vergleich eine hohe zusätzliche Belastung für 
die Unternehmen dar. Insgesamt reichen die steuerpolitischen Maßnahmen im Koalitionsver-
trag nicht aus, um substanzielle und schnell wirksame Wachstumsimpulse zu setzen. 

Reformstau auflösen: Strukturelle Maßnahmen für ein modernes 
und praxistaugliches Unternehmensteuerrecht

Des Weiteren sind im Zuge einer durchgreifenden Modernisierung des Unternehmenssteuer-
rechts weitere strukturelle Reformen dringend geboten:

I.  Stärkung der internationalen steuerlichen Wettbewerbsfähigkeit

•  Entschlackung des Außensteuerrechts insbesondere durch Abschaffung  
   der Hinzurechnungsbesteuerung

•  Dauerhafte Vereinfachungen zur Umsetzung der globalen Mindeststeuer und 
   Verhinderung einer massiven steuerlichen Zusatzbelastung im Verhältnis zu 
  den USA  

•  Verbesserung der Anrechenbarkeit ausländischer Quellensteuern

•  Erleichterung insbesondere von internationalen Umstrukturierungen

•  Vereinfachung der deutschen Gruppenbesteuerung

•  Rückkehr zur vollständigen Steuerbefreiung von Inlands- und Auslandsbeteiligungen
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II.  Entfesselung von Investitionen und Innovationen am Standort Deutschland

 

 

 

 

• Stärkung von Investitionen und Innovationen am Standort Deutschland   

• Flexibilisierung der steuerlichen Verlustverrechnung 

• Abbau von Steuerbürokratie 

• Absage an Steuererhöhungen zur Sicherung von Wachstum, Arbeitsplätzen  
   und Investitionen 

III.   Unterstützung der E-Mobilität und klimaneutraler Antriebe

•  Verbesserungen bei der Besteuerung von elektrischen Firmenwagen

•  Verlängerung der Kfz-Steuerbefreiung für reine Elektrofahrzeuge

•  Stromsteuersenkung insbesondere zur Reduzierung der Ladestrompreise

•  Abbau von stromsteuerrechtlichen Hürden im Zusammenhang mit der Elektromobilität 

•  Entlastung von erneuerbaren Kraftstoffen wie z.B. Wasserstoff bei der Energiesteuer 

I.   Stärkung der internationalen steuerlichen Wettbewerbsfähigkeit

Außensteuerrecht entschlacken, Hinzurechnungsbesteuerung abschaffen

Die Einführung der globalen Mindeststeuer in Deutschland stellt sicher, dass die betroffenen 
Unternehmen weltweit einer effektiven Mindestbesteuerung unterliegen. Neben der globalen 
Mindeststeuer besteht jedoch weiterhin eine Vielzahl restriktiver und bürokratischer Anti-
Missbrauchsnormen im deutschen Unternehmenssteuerrecht. Dieses Nebeneinander 
führt zu Dopplungen, Unstimmigkeiten und Mehraufwand, die zu übermäßigen administrati-
ven Belastungen für die Unternehmen führen. 

Um die Unternehmen als auch die Finanzverwaltung bei der Umsetzung der globalen        
Mindeststeuer zu entlasten, ist eine konsequente Entschlackung des Unternehmenssteuer-
rechts geboten. Hierfür sollten insbesondere:

•  die Hinzurechnungsbesteuerung im deutschen Außensteuerrecht abgeschafft werden –  
zumindest für Unternehmen, die der globalen Mindeststeuer unterliegen, 

•  überschießende Regelungen im nationalen Recht (sog. „Gold-Plating“) auf das notwendige 
Mindestmaß zurückgeführt werden (z. B. Regelungen zur Zins- und Lizenzschranke oder 
Nachweispflichten zur Konzernfinanzierung gem. § 1 Abs. 3d und Abs. 3e AStG) und 

•  sämtliche bestehende Anti-Missbrauchsvorschriften überprüft und möglichst                      
abgebaut werden.
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Vereinfachungen zur Umsetzung der globalen Mindeststeuer dauerhaft gewähren und 
eine massive steuerliche Zusatzbelastung im Verhältnis zu den USA verhindern

Die Implementierung der globalen Mindeststeuer stellt die Unternehmen vor erhebliche      
Herausforderungen, da die Vorschriften äußerst umfangreich und hoch komplex ausgestal-
tet sind. Vor diesem Hintergrund sind weitergehende dauerhafte Vereinfachungen zwingend      
erforderlich. Insbesondere muss die derzeitige Befristung aufgehoben und dauerhafte Ver-
einfachungsregelungen eingeführt werden. Nur durch Vereinfachungen sind die Unter-
nehmen in der Lage, die globale Mindeststeuer in der Praxis umzusetzen. Die neue 
Bundesregierung muss daher darauf hinwirken, dass sehr kurzfristig auf OECD- und  
EU-Ebene dauerhafte und sachgerechte Vereinfachungsregelungen entwickelt und  
verabschiedet werden. Dabei ist insbesondere sicherzustellen, dass 

•  bei der Ausgestaltung der Vereinfachungsregelungen der Grundsatz der Wesentlichkeit   
angemessen berücksichtigt wird und

•  die Erstattung von Ertragsteuern für Vorjahre (vor Geltung des Mindeststeuergesetzes)    
im aktuellen Geschäftsjahr zu keiner Top-up-Tax führt.

Durch den Rückzug der Trump-Administration aus dem Abkommen zur globalen Mindest-
besteuerung stellt sich zudem die grundsätzliche Frage, in welcher Form dieser multilate-
rale Ansatz ohne Beteiligung der USA fortgeführt werden kann. Es ist von entscheidender          
Bedeutung, im Rahmen von Verhandlungen mit der US-Regierung eine etwaige Eskalation 
der Besteuerungskonflikte zu Lasten der deutschen Wirtschaft zu verhindern und eine        
drohende massive zusätzliche Steuerbelastung der Unternehmen in Deutschland mit  
US-Geschäft zu vermeiden.

Die neue Bundesregierung ist dringend aufgerufen, sich auf EU-Ebene dafür einzusetzen, 
zeitnah Wege zu prüfen, wie potenzielle US-Maßnahmen aufgrund von vermeintlichen        
Benachteiligungen im Steuerbereich (wie die im US-Kongress im Raum stehende Regelung 
zum Entfall des Abkommensschutzes insbesondere bei Quellensteuern inklusive Strafauf-
schlag) abgewendet werden können (z.B. durch Anerkennung der US-GILTI-Regeln als quali-
fizierte Income Inclusion Rule).  

Das im Koalitionsvertrag enthaltene Bekenntnis, Benachteiligungen deutscher Unternehmen 
im internationalen Wettbewerb zu vermeiden, ist zu begrüßen. Dies muss jedoch durch an-
gemessene Maßnahmen sichergestellt werden. Jedenfalls muss zumindest die in der EU und 
Deutschland bereits erfolgte Umsetzung der Pillar II-Regelungen einer grundlegenden Über-
prüfung unterzogen werden. Dabei ist insbesondere eine durchgreifende Vereinfachung und 
Entschlackung der hochkomplexen Regelungen geboten. Zum Schutz der europäischen Wirt-
schaft und zur Verhinderung von US-Strafsteuern sollte auch eine temporäre Aussetzung der 
Mindeststeuer eine Option sein. 

Anrechenbarkeit ausländischer Quellensteuern verbessern 

Gerade in Zeiten wirtschaftlicher Krisen und technologischer Umbrüche, in denen die Gewin-
ne teils drastisch zurückgehen können, verschärft sich das ohnehin schon bestehende Prob-
lem des Anrechnungsüberhangs dramatisch. Verluste führen dazu, dass alle anrechenbaren 
ausländischen Quellensteuern verloren gehen. Zudem ist in der Phase der Nutzung von    
Verlustvorträgen die Anrechenbarkeit von Quellensteuern stark eingeschränkt.  
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Die Möglichkeit des Betriebsausgabenabzugs mildert die faktische Doppelbesteuerung nur 
wenig bzw. nicht ausreichend ab. Es ist daher unabdingbar, die Regelung zur Anrechenbar-
keit ausländischer Quellensteuern (§ 34c EStG) anzupassen und eine Vortragsmöglich-
keit vorzusehen.

Des Weiteren ist eine Vereinfachung des Quellensteuerverfahrens (§§ 50a, 50c EStG) von 
zentraler Bedeutung. Verbesserungen können insbesondere durch folgende Maßnahmen   
erreicht werden:

•  Reduzierung von Nachweispflichten 

•  Einführung eines Identifikationsverfahrens (nach dem Vorbild der Umsatzsteuer) und         
einer Freigrenze in angemessener Höhe (mindestens 100.000 Euro)

•  deutliche Beschleunigung der Erstattungsverfahren (höchstens ein bis zwei Monate        
nach Antragsstellung)

•  rückwirkende Erteilung von Freistellungsbescheinigungen sowie Einführung einer 
Dauerfristverlängerung

•  Verbesserung der Prozesse durch Digitalisierung

Die forcierte digitale Transformation führt dazu, dass sachgerechte Anrechnungsregeln       
zunehmend relevant für Standortentscheidungen werden. Denn die Frage, in welchem Land 
geistiges Eigentum platziert wird oder F&E-Aufwendungen getätigt werden, hängt auch stark 
davon ab, wie Lizenzzahlungen steuerlich behandelt werden. Die unzureichende Anrechen-
barkeit von Quellensteuern mindert die Wirtschaftlichkeit und macht Deutschland im interna-
tionalen Wettbewerb weniger attraktiv für Zukunftsinvestitionen. 

Umstrukturierungen und internationale Reorganisationen erleichtern 

Die Transformation zur klimaneutralen Mobilität und die Digitalisierung der Geschäftsmodelle, 
die mit tiefgreifenden technologischen Veränderungen einhergehen, stellen die Unternehmen 
vor erhebliche Herausforderungen.

Auch das Auftreten neuer Wettbewerber, der Anstieg geopolitischer Spannungen und der 
weiter zunehmende internationale Standortwettbewerb führt zu einem erhöhten Anpassungs-
druck. Angesichts der äußerst dynamischen Rahmenbedingungen müssen die betrieblichen 
Strukturen – auch und in gerade im internationalen Kontext – regelmäßig überprüft und ggf. 
angepasst werden. 

Vor diesem Hintergrund ist es in der neuen Legislaturperiode notwendig, bestehende  
Umstrukturierungshindernisse im deutschen Unternehmenssteuerrecht konsequent 
abzubauen. Unter anderem stellt die fehlende Konkretisierung des Tatbestandsmerkmals der 
Vergleichbarkeit ausländischer Umwandlungsvorgänge eine erhebliche Rechtsunsicherheit 
für die Unternehmen dar. 
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Ziel muss es sein, dass betriebswirtschaftlich gebotene Umstrukturierungen im Unterneh-
mensverbund keine steuerlichen Zusatzlasten zur Folge haben. Um die steuerneutrale 
Durchführung von Reorganisationen zu erleichtern, bedarf es insbesondere folgender  
Anpassungen im Unternehmenssteuerrecht:

•  Vereinheitlichung der Sperrfristen 

•  Erleichterungen bei den Nachweispflichten 

•  Ermöglichung des Verlustübergangs zwischen Kapitalgesellschaften bei Verschmelzung, 
Spaltung und Ausgliederung 

•  Erleichterung von steuerneutralen Umwandlungs- und Einbringungsvorgängen in 
Organschaftsfällen

•  Verzicht auf eine Teilbetriebserfordernis bei steuerneutralen Übertragungen

•  Verzicht auf einen Gesamtplan bei steuerneutralen Einbringungen

•  Fortentwicklung des Tatbestandsmerkmals der Vergleichbarkeit ausländischer 
Umwandlungsvorgänge

Der Abbau von steuerlichen Hemmnissen, die betriebswirtschaftlich notwendige Umstruktu-
rierungen behindern, stärkt den Wirtschaftsstandort Deutschland und ist daher ein wichtiger 
Faktor im internationalen Wettbewerb. 

Vereinfachung der deutschen Gruppenbesteuerung

Die deutsche Organschaftsbesteuerung ist in ihrer derzeitigen Form mit erheblichen 
bürokratischen und administrativen Belastungen für die Unternehmen verbunden. Besonders 
der Ergebnisabführungsvertrag stellt eine überholte und unverhältnismäßig komplexe 
Anforderung dar, die sowohl bei Abschluss des Vertrags und vor allem in der tatsächlichen 
Durchführung zu einem enormen Formalismus führt und rechtliche Unsicherheiten 
mit sich bringt. Um die steuerliche Gruppenbesteuerung grundlegend zu vereinfachen 
und international wettbewerbsfähiger zu gestalten, sollte u.a. die Notwendigkeit eines 
Ergebnisabführungsvertrags vollständig abgeschafft werden. Die derzeitige Regelung 
verlangt eine fünfjährige Mindestlaufzeit, eine tatsächliche Abführung der Gewinne sowie 
eine Verlustübernahme durch die Organträgergesellschaft, was in der Praxis zu einer Vielzahl 
von Streitfragen mit der Finanzverwaltung und langwierigen Betriebsprüfungen führt. 

Andere Länder zeigen, dass eine einfache und wirtschaftlich sinnvolle Gruppenbesteuerung 
ohne solche Restriktionen möglich ist. Eine Reform sollte daher auf eine rein steuerliche 
Verknüpfung der Unternehmen abstellen, etwa durch eine konsolidierte Besteuerung auf 
Basis eines einheitlichen steuerlichen Ergebnisses, wie sie beispielsweise in den USA oder 
Frankreich existiert. Dies würde nicht nur den Verwaltungsaufwand drastisch reduzieren, 
sondern auch für mehr Investitionssicherheit sorgen und damit den Standort Deutschland 
insgesamt attraktiver machen.
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Rückkehr zur vollständigen Steuerbefreiung von Inlands- und Auslandsbeteiligungen 

Im geltenden Recht werden 5 Prozent der Erträge aus Inlands- und Auslandsbeteiligungen 
bei der Gewinnermittlung nicht als abzugsfähige Betriebsausgaben anerkannt (siehe § 8b 
Abs. 3 S. 1 KStG bzw. § 8b Abs. 5 S. 1 KStG). In Unternehmen mit unterschiedlichen Betei-
ligungsebenen erfolgt daher – anders als ursprünglich vom Gesetzgeber beabsichtigt – eine 
Doppelbelastung von Dividenden und Veräußerungsgewinnen, da diese bereits besteuert 
sind. Um solche Doppelbelastungen auszuschließen, sollten die Erträge aus Inlands- und 
Auslandsbeteiligungen vollständig von der Besteuerung befreit werden. Auch die vom       
Bundesministerium der Finanzen beauftragte Expertenkommission „Vereinfachte Unterneh-
mensteuer“ hat sich hierfür ausgesprochen, um Deutschland als Holdingstandort zu stärken. 

Fehlendes Bekenntnis zu größeren strukturellen Reformen im Koalitionsvertrag

Die Notwendigkeit von strukturellen Verbesserungen im Unternehmenssteuerrecht ist seit 
Jahren bekannt und wurde auch im Bericht der BMF-Expertenkommission „Vereinfachte 
Unternehmensteuer“ ausführlich dargestellt.3 Im Koalitionsvertrag fehlt jedoch ein Bekenntnis 
zur strukturellen Modernisierung der Unternehmensbesteuerung insbesondere in den oben 
genannten Bereichen, in denen dringender Handlungsbedarf besteht (Entschlackung des 
Außensteuerrechts, Verbesserung der Verlustverrechnung und der Anrechenbarkeit ausländi-
scher Quellensteuern, Modernisierung der Gruppenbesteuerung und Beseitigung der Hürden 
für Umstrukturierungen). Es sind daher weitere substanzielle Anstrengungen und Entlastun-
gen nötig, um die steuerliche Wettbewerbsfähigkeit des Standorts wiederherzustellen. 

II.  Entfesselung von Investitionen und Innovationen am Standort   
     Deutschland

Investitionen und Innovationen am Standort Deutschland stärken

Die deutsche Automobilindustrie stellt sich den Herausforderungen der Transformation und 
investiert in den Jahren 2025 bis 2029 weltweit 320 Mrd. Euro in Forschung und Entwicklung 
sowie 220 Mrd. Euro in Sachinvestitionen, insbesondere in die Werke. Damit die Unterneh-
men wieder verstärkt am Standort Deutschland investieren können, brauchen sie dringend 
bessere Rahmenbedingungen.

Um die anhaltende Investitionsschwäche hierzulande zu überwinden und in der Breite Auf-
wendungen v.a. für F&E, klimaschützende Technologien, die Modernisierung der Produktion 
oder die Digitalisierung auch in Deutschland zu tätigen, muss die Politik ebenfalls Verantwor-
tung übernehmen und zusätzliche steuerliche Investitionsanreize setzen: Gerade in der sehr 
angespannten wirtschaftlichen Lage muss die Förderung von Zukunftsinvestitionen intensi-
viert und der Anwendungsbereich auch über den Bereich von Forschung und Entwicklung 
hinaus ausgestaltet werden.

3   Siehe: Bundesfinanzministerium - Besteuerung der Unternehmen – Einfacher und Effizienter.
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Im Bereich Forschung und Entwicklung, der die Grundlage für Innovationen und zukünftiges 
Wachstum legt, ist die Automobilindustrie in Deutschland bereits gut aufgestellt:

 

Gleichzeitig zeigen Umfragen, dass das Vertrauen der Unternehmen in den Innovations-
standort Deutschland schwindet.4 Um die bisherigen Erfolge nicht zu riskieren und Investitio-
nen und Innovationen in Deutschland auch künftig zu sichern, braucht es primär insgesamt 
wettbewerbsfähige staatliche Rahmenbedingungen, weniger Bürokratie und schnellere 
Verfahren. Neben der gebotenen Verbesserung der allgemeinen wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen gilt es, durch flankierende Maßnahmen insbesondere das Inves-
titions- und Innovationsklima in Deutschland zu verbessern und dadurch künftiges 
Wachstum zu begründen. Hierzu zählen:  

•  Verbesserte und langfristig planbare Abschreibungsbedingungen, die unbefristete Ver-
längerung der degressiven AfA und eine breit angelegte Investitionsprämie. Diese Maß-
nahmen setzen besonders im Mittelstand wichtige Investitionsanreize und verschaffen den 
Unternehmen Liquiditätsvorteile. Verbesserte Sofort- und Sammelabschreibungen zahlen 
dabei v. a. auf den notwendigen Bürokratieabbau ein. Der im Koalitionsvertrag enthaltene 
“Investitions-Booster”, der eine degressive Abschreibung auf Ausrüstungsinvestitionen von 
30 Prozent in den Jahren 2025-2027 vorsieht, ist insofern ein hilfreiches Instrument, das 
entsprechende Investitionsanreize setzen kann. Der Begriff Ausrüstungsinvestitionen ist im 
Rahmen der Gesetzgebung noch zu konkretisieren. In jedem Fall sollte ein breiter Anwen-
dungsbereich des “Investitions-Booster” gewährleistet sein, der insbesondere die Investi-
tionsbedarfe im Rahmen der Transformation wie z.B. die Umstellung der Produktion auf die 
E-Mobilität oder den Ausbau der Ladeinfrastruktur abdeckt. 

•  Stärkung und Ausbau der Forschungszulage durch substanzielle Erhöhung des Förder-
volumens, Anhebung des Fördersatzes auf ein international vergleichbares Niveau von 
mindestens 30 Prozent für alle Unternehmen und Vereinfachung des Antragsverfahrens. Im 
Koalitionsvertrag finden sich begrüßenswerte Ansätze zur Stärkung der Forschungszulage, 
die kurzfristig umgesetzt werden sollten.

•  Sicherstellung, dass von allen Maßnahmen auch Unternehmen profitieren, die (temporär) 
keine Gewinne erzielen.

Mit 35 % der F&E-Investitionen der gesamten deutschen Wirtschaft (ohne Staat und 
Hochschulen) werden in der Automobilindustrie in etwa so hohe Ausgaben für F&E ge-
tätigt wie in den Branchen Elektronik, Maschinenbau, Pharma und Chemie zusammen. 
Drei von zehn F&E-Beschäftigten (30 %) in der deutschen Wirtschaft arbeiten in der 
Automobilindustrie – insgesamt sind 160.600 Mitarbeiter in den F&E-Bereichen von 
Herstellern und Zulieferern beschäftigt. In keiner anderen Branche sind annährend so 
viele hochqualifizierte Beschäftigte im Innovationsbereich tätig. Seit 2011 entstanden 
fast vier von zehn neuen Stellen in der deutschen Automobilindustrie im Bereich For-
schung und Entwicklung – knapp 70.000 zusätzliche Arbeitsplätze wurden geschaffen.

4   Siehe bspw. „Innovationsstandort Deutschland: Mehr strategische Innovationspolitik wagen.“ Ergebnisse einer Befragung von Industrieunternehmen 
    zu den Rahmenbedingungen für Innovationen in Deutschland, Januar 2025. 
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Flexibilisierung und Ausweitung der Verlustverrechnung 

Die Verlustverrechnung ist weiterhin zu starr und wird dem Prinzip der Besteuerung nach 
der individuellen Leistungsfähigkeit nicht gerecht. Die derzeitigen Möglichkeiten5 reichen bei 
weitem nicht aus, um dem industriellen Mittelstand und großen Unternehmen eine effektive 
und zeitnahe Verlustverrechnung zu ermöglichen und auch der Koalitionsvertrag sieht be-
dauerlicherweise keine explizite Anpassung der geltenden Regelungen vor. Die steuerliche 
Behandlung von Verlusten wirkt damit krisenverschärfend, weil der Verlustrücktrag zeitlich 
und der Höhe nach sehr begrenzt ist. Das belastet unnötig die Liquidität der Unternehmen 
und berücksichtigt nicht angemessen die Herausforderungen, die gerade im Zuge der Trans-
formation und der aktuellen Wachstumsschwäche auf die Unternehmen zukommen.

Eine grundlegende Reform der Verlustverrechnung ist angesichts der äußerst ange-
spannten gesamtwirtschaftlichen Lage dringend notwendig. Die Unternehmen brauchen 
dauerhafte Verbesserungen insbesondere durch folgende Maßnahmen:

•  Verlustrücktrag unbeschränkt zulassen, zumindest jedoch auf fünf Jahre ausweiten 
und auf 50 Mio. Euro erhöhen

•  Verlustvortrag vollumfänglich ermöglichen (d.h. Beschränkungen im Rahmen der  
Mindestbesteuerung abschaffen)

•  Verlustrücktrag bei der Gewerbesteuer ermöglichen

•  restriktive Regelungen gem. § 8c und 8d KStG (Verlustuntergang bei Anteilseignerwechsel) 
überarbeiten 

Abbau von Steuerbürokratie 

Bereits bestehende steuerliche Regelungen erdrücken die Unternehmen zum Teil mit         
administrativen Lasten. Hierzu zählen etwa die Erklärungspflichten im Rahmen der Hinzu-
rechnungsbesteuerung, die Vorgaben zur Nachhaltigkeitsberichterstattung, die Ermittlung 
von relevanten Sachverhalten zum Betriebsausgabenabzug bei Besteuerungsinkongruenzen 
oder die Meldepflicht von grenzüberschreitenden Steuergestaltungen. Verschärfend kommt 
hinzu, dass 1) die Regelungsdichte stetig zunimmt, 2) die Regelungen nicht aufeinander 
abgestimmt sind und 3) die steuerlichen Normen in zunehmendem Maße undurchschau-
bar, unpraktikabel und damit anfechtbar werden. Daher muss unbedingt vermieden werden, 
den steuerlichen Compliance-Aufwand noch weiter zu erhöhen. Insbesondere darf es nicht 
zur Einführung zusätzlicher Erklärungspflichten, wie z.B. der Mitteilungspflicht für nationale 
Steuergestaltungen, kommen. Zugleich muss die Politik alle Möglichkeiten nutzen, um den 
bürokratischen Aufwand für die Unternehmen zu verringern.

Ein weiterer Schwerpunkt muss sein, die Verfahren zu beschleunigen und die Rechtssicher-
heit zu stärken. Insbesondere steuerliche Betriebsprüfungen dauern in Deutschland nach 
wie vor zu lange. Sie verursachen für die Unternehmen und die Finanzverwaltung unnötigen 
Aufwand und binden erhebliche finanzielle und personelle Kapazitäten, die an anderer Stelle 
produktiver eingesetzt werden könnten bzw. aufgrund des Fachkräftemangels sogar abseh-
bar fehlen. Zudem belasten langjährige Rechtsunsicherheit und hohe Nachzahlungszinsen 
die Unternehmen.

5   Nach geltendem Recht können Verluste im Rahmen der Einkommen- und Körperschaftsteuer nur für zwei Veranlagungszeiträume und nur bis zu einem    
    Höchstbetrag von einer Million Euro zurückgetragen werden (§ 10d Abs. 1 EStG).
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Schnelle und rechtssichere Betriebsprüfungsverfahren sowie kooperative Ansätze  
gerade bei grenzüberschreitenden Sachverhalten sind daher ein entscheidender  
Hebel, um die Unternehmen konkret messbar zu entlasten. Der Bund ist hier gefordert, 
in Abstimmung mit den Ländern konkrete Vorschläge zur Vereinfachung und 
Beschleunigung der Verfahren zu erarbeiten und umzusetzen. 

Zusammenfassend sind für einen konsequenten Abbau von Steuerbürokratie insbesondere 
folgende Maßnahmen erforderlich:

•  Priorität für den Abbau von Steuerbürokratie auf nationaler und EU-Ebene 

•  verbindliche Vorgaben für Politik und Verwaltung, Berichts- und Meldepflichten abzubauen 

•  Paradigmenwechsel umsetzen: Abkehr von pauschaler Missbrauchsvermutung und        
umfassender Kontrolle der Steuerpflichtigen – Hinwendung zu einem kooperativen und 
stärker risikoorientierten Prüfungsansatz mit schlankem Verfahrensrecht 

•  Gewährleistung von zeitnahen sowie schnelleren und effizienteren Betriebsprüfungen unter 
optionaler Einbeziehung von innerbetrieblichen Kontrollsystemen 

•  Digitalisierung und KI-Einsatz in der Finanzverwaltung umfassend zur Vereinfachung und 
Beschleunigung von Verfahren nutzen

•  Bereitschaft innovative Verfahren mit durchgreifender Vereinfachungswirkung zu erproben 
und anschließend in der Breite zu nutzen (z. B. Selbstveranlagung von Unternehmen)

•  Erleichterung des grenzüberschreitenden mobilen Arbeitens, um Rechtssicherheit zu 
schaffen und dem Fachkräftemangel in Deutschland und Europa entgegenzuwirken (insb. 
vereinfachter Lohnsteuerabzug, Vereinfachung sozialversicherungsrechtlicher Regelungen 
und Vermeidung der ungewollten Begründung von Betriebsstätten). Auch der Abschluss 
zusätzlicher Verständigungsvereinbarungen mit anderen Staaten zur steuerlichen Verein-
fachung des grenzüberschreitenden mobilen Arbeitens wäre zu begrüßen, um die flexiblere 
Besetzung wichtiger Schlüsselpositionen zu erleichtern und den Standort Deutschland 
zu stärken

Das im Koalitionsvertrag enthaltene Bekenntnis zum Abbau von Steuerbürokratie, zur digital-
tauglichen Gesetzgebung und zur weiteren Digitalisierung des Besteuerungsverfahrens unter 
Einsatz von KI ist zu begrüßen. Positiv ist auch die Ankündigung, „Körperschaften und Perso-
nengesellschaften sukzessive auf die Selbstveranlagung umzustellen“. Einschränkend heißt 
es jedoch, dass dies erst „perspektivisch“ erfolgen soll, sodass insofern Klarstellungsbedarf 
hinsichtlich der zeitlichen Umsetzung besteht. Bedauerlich ist auch, dass keine konkreten 
und kurzfristig wirksamen Maßnahmen im Bereich Bürokratieabbau und Digitalisierung zur 
Entlastung der Unternehmen vorgesehen sind. Die Koalition sollte sich daher in den anste-
hendenden Gesetzgebungsverfahren für substanzielle Vereinfachungen und Verfahrensbe-
schleunigungen für Unternehmen einsetzen (Beispiele siehe oben). 

Die Koalition plant u.a. durch die Steuerfreiheit von Überstundenzuschlägen steuerliche 
Anreize für Mehrarbeit zu setzen. Es ist grundsätzlich richtig, die Arbeitsanreize zu stärken 
und den politischen Fokus auf die Erhöhung der Arbeitszeiten zu richten. Die konkrete 
Umsetzung darf jedoch nicht zu einer Verkomplizierung der Entgeltabrechnung und zu 
Zusatzaufwand für die Unternehmen führen. Fehlanreize und Mitnahmeeffekte gilt es 
ebenfalls zu vermeiden.  
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Keine Steuererhöhungen!

Die deutsche Wirtschaft, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer brauchen eine Steuer-
politik, die konsequent den Standort stärkt. Keinesfalls darf es zu Steuererhöhungen oder 
neuen Steuerbelastungen kommen. Rund 80 Prozent aller Unternehmen in Deutschland 
sind Personengesellschaften oder Einzelunternehmer, die der Einkommenbesteuerung unter-
liegen. Einkommensteuererhöhungen würden daher den Unternehmen in der Breite Liqui-
dität entziehen, die sie – gerade im Mittelstand – dringend für Investitionen benötigen. 

Auch eine Reaktivierung der Vermögensteuer würde das Investitionskapital der Unternehmen 
erheblich belasten. Eine Vermögensteuer würde sogar erhoben werden, wenn die Unterneh-
men keine Gewinne erzielen. Die Steuer müsste somit aus der Unternehmenssubstanz  
bezahlt werden, was die Eigenkapitalbasis schwächt und krisenverschärfend wirkt. Eine  
Vermögensteuer wäre daher eine Wachstums- und Wohlstandsbremse, die es unbedingt  
zu verhindern gilt. 

Zudem muss gewährleistet werden, dass die Erbschaftsteuer nicht den Generationen-
wechsel in den Unternehmen, den Fortbestand von Betrieben und die Sicherung von 
Arbeitsplätzen gefährdet. Insbesondere bei der Bewertung des Betriebsvermögens muss 
den spezifischen Gegebenheiten in familiengeführten Unternehmen (z.B. gesellschaftsver-
tragliche Verfügungsbeschränkungen und Gewinnentnahmebeschränkungen) angemessen 
Rechnung getragen werden.  

Die neue Bundesregierung muss die Standortbedingungen in Deutschland verbessern und 
die Grundlage für neues Wachstum zu schaffen. Daher ist es zu begrüßen, dass weitreichen-
den Steuererhöhungsplänen – mit Ausnahme der Einführung einer europäischen Finanz-
transaktionssteuer – eine Absage erteilt wurde.  

III.   Unterstützung der E-Mobilität und klimaneutraler Antriebe

Die geltende Besteuerung der Privatnutzung von Firmenwagen nach der „1 %-Methode“ ist 
sachgerecht und hat sich in der Praxis bewährt. Sie spiegelt realistisch den durchschnittli-
chen Anteil an den Gesamtkosten wider, der auf reine Privatfahrten entfällt. Die bestehenden 
Regelungen für Verbrenner haben daher keinen subventionierenden Charakter. Vielmehr 
leistet die 1 %-Methode einen wichtigen Beitrag, damit die Besteuerung von Firmenwagen im 
Massengeschäft für Unternehmen, Arbeitnehmer und Finanzverwaltung überhaupt handhab-
bar bleibt. Die steuerlichen Vergünstigungen für BEV und PHEV unterstützen wirksam den 
Hochlauf der E-Mobilität, was dem Klimaschutz dient. Um den Hochlauf zu beschleunigen, 
ist eine Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen somit ein wesentlicher Hebel.    
Insbesondere die im Koalitionsvertrag vorgesehene Erhöhung des Bruttolistenpreisdeckels 
für die vergünstigte Besteuerung von elektrischen Firmenwagen von 70.000 Euro auf 
100.000 Euro, die Verlängerung der Kfz-Steuerbefreiung für reine Elektrofahrzeuge bis 
ins Jahr 2035 und die Sonderabschreibung für E-Fahrzeuge sind daher zu begrüßen und 
müssen schnellstmöglich im Rahmen des Sofortprogramms der neuen Bundesregierung um-
gesetzt werden. Insbesondere bei der Verlängerung der Kfz-Steuerbefreiung für reine Elekt-
rofahrzeuge muss zügig eine unmittelbare Anschlussregelung ab dem 1.1.2026  
implementiert werden, da diese Regelung bereits am 31.12.2025 ausläuft.  
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Des Weiteren sollten auch die allgemeinen steuerlichen Rahmenbedingungen für das Lea-
sing von Elektrofahrzeugen und vergleichbaren Nullemissionsfahrzeugen verbessert werden. 
Die im Koalitionsvertrag vorgesehene Anhebung der Entfernungspauschale ist sachgerecht. 
Ein weiterer wichtiger Impuls zur Stärkung des Elektromobilitätsstandorts Deutschland würde 
von einer Vereinfachung des steuerfreien Auslagenersatzes bei Firmenwagen durch Einfüh-
rung einer Strompreispauschale für steuerliche Zwecke ausgehen. 

Die auch im internationalen Vergleich hohen Stromkosten in Deutschland belasten die Indus-
trie und sind ein erhebliches Hindernis für die Transformation. Die von der Koalition geplante 
allgemeine Senkung der Stromsteuer auf den EU-Mindeststeuersatz ist ein notwendi-
ger Schritt, der zur Reduzierung der Ladestrompreise beiträgt. Bei der Umsetzung ist 
sicherzustellen, dass die EU-rechtlichen Möglichkeiten auch zur Entlastung der Unterneh-
men vollumfänglich genutzt werden. Entsprechende Entlastungen sind auch für erneuerbare 
Kraftstoffe (wie bspw. Wasserstoff, biogene und synthetische Kraftstoffe) erforderlich. Daher 
sollte die neue Bundesregierung auf EU-Ebene darauf hinwirken, dass die Reform der euro-
päischen Energiesteuerrichtlinie (ETD) zügig verabschiedet wird. Falls eine Einigung zur ETD 
nicht zustande kommt, sollte eine Entlastung erneuerbarer Kraftstoffe und insbesondere 
von Wasserstoff auf nationaler Ebene erfolgen, um die steuerliche Gleichbehandlung von      
Wasserstoffmotoren und Brennstoffzellentechnik zu gewährleisten und die beginnende  
Markteinführung des Wasserstoffmotors zu unterstützen. 

Innovative Technologien wie das bidirektionale Laden können einen erheblichen Beitrag zur 
effizienten Nutzung erneuerbarer Energien und zur Stabilisierung der Stromnetze leisten. 
Das allgemeine Bekenntnis im Koalitionsvertrag zum bidirektionalen Laden und zur system-
dienlichen Nutzung von E-Fahrzeugen im Rahmen der Flexibilisierung des Stromsystems ist 
begrüßenswert. Damit sich das bidirektionale Laden erfolgreich im Markt etablieren kann, 
muss jedoch insbesondere gewährleistet sein, dass die Strom- und Mehrwertsteuer als auch 
Netzentgelte, Umlagen und sonstige Abgaben nur einmal, und zwar beim Letztverbrauch, 
anfallen. Hier besteht Klarstellungsbedarf, welche konkreten Maßnahmen die im Koalitions-
vertrag in Aussicht gestellte Entlastung umfassen soll (siehe S. 31, Z. 1007f.: „Die Mehr-
fachbelastung durch Steuern, Abgaben und Entgelte wird so weit wie möglich abgeschafft.“) 
Neben sachgerechten Lösungen für die Anwendungsfälle Vehicle-to-Home und Vehicle-to-
Business muss jedenfalls auch bei der Einspeisung von Strom ins öffentliche Netz 
(Vehicle-to-Grid) die bestehende Doppelbelastung abgeschafft werden. Des Weiteren 
ist der Abbau von stromsteuerrechtlichen Hürden im Zusammenhang mit der Elektromobili-
tät (insbesondere im Bereich Ladesäulen) geboten, um den Ausbau der Ladeinfrastruktur zu 
unterstützen. 

Die Bevorratung von Rohstoffen – auch im Zusammenhang mit der E-Mobilität – ist und bleibt 
eine unternehmerische Risikoentscheidung. Weder die EU noch die Mitgliedstaaten dürfen 
den Unternehmen diesbezüglich zentrale Vorgaben machen. Instrumente wie etwa steuer-
liche Erleichterungen, die die unternehmerische Bevorratung unterstützen können, sind hier 
der richtige Weg.
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Der Verband der Automobilindustrie (VDA) vereint rund 620 Hersteller und 
Zulieferer unter einem Dach. Die Mitglieder entwickeln und produzieren 
Pkw und Lkw, Software, Anhänger, Aufbauten, Busse, Teile und Zubehör 
sowie immer neue Mobilitätsangebote.

Wir sind die Interessenvertretung der Automobilindustrie und stehen für 
eine moderne, zukunftsorientierte multimodale Mobilität auf dem Weg zur 
Klimaneutralität. Der VDA vertritt die Interessen seiner Mitglieder gegen-
über Politik, Medien und gesellschaftlichen Gruppen.

Wir arbeiten für Elektromobilität, klimaneutrale Antriebe, die Umsetzung 
der Klimaziele, Rohstoffsicherung, Digitalisierung und Vernetzung sowie 
German Engineering. Wir setzen uns dabei für einen wettbewerbsfähi- 
gen Wirtschafts- und Innovationsstandort ein. Unsere Industrie sichert 
Wohlstand in Deutschland: Mehr als 780.000 Menschen sind direkt in 
der deutschen Automobilindustrie beschäftigt. 

Der VDA ist Veranstalter der größten internationalen Mobilitätsplattform 
IAA MOBILITY und der IAA TRANSPORTATION, der weltweit wichtigsten 
Plattform für die Zukunft der Nutzfahrzeugindustrie.
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